
 

Die Studie zum bundesweiten Mietendeckel aus dem Jahr 2021, veröffentlicht durch die Rosa-Luxem-

burg-Stiftung, soll einen Weg zu einem bundesweiten Mietendeckel aufzeigen. Die Studie zeigt aber 

keinen Mietendeckel auf, schon gar nicht einen bundesweiten Mietendeckel.  

Wird mit Verweis auf die Studie ein „bundesweiter Mietendeckel“ kommuniziert, laufen die Kommu-

nikator*innen Gefahr eine Erwartung zu wecken, die nicht erfüllbar ist. Dies wiederum kann zu Ent-

täuschung und Abwendung von der Demokratie führen.  

In der Sache weist die Studie einen Weg zur Regulierung von Mieten auf, der weitgehend sinnvoll ist. 

Allerdings wäre an der einen oder anderen Stelle eine stärkere Berücksichtigung der ökologischen 

Frage angebracht.  

 

1. Bundesweiter Mietendeckel  

Die Assoziation bei „bundesweiter Mietendeckel“ ist eine bundesweite Regelung wie in Berlin mit 

dem Berliner Mietendeckel (MietenWoG) beschlossen, vom BVerfG aus Zuständigkeitsgründen aber 

für verfassungswidrig erklärt wurde.  

Die zentralen Regelungen eines Mietendeckels sind demnach ein Mietenstopp, die Festlegung von 

Mietobergrenzen und Regelungen zu überhöhten Mieten (Absenkung überhöhter Mieten). Die Stu-

die selbst erklärt ab S. 42 die Regelungen des Mietendeckels Berlin (MietenWoG) unter Bezugnahme 

auf die drei genannten Eckpunkte eines Mietendeckels. Mietenstopp bedeutet grundsätzlich ein „ein-

frieren“ der Mieten zu einem bestimmten Stichtag. So wurde in Berlin geregelt, dass grundsätzlich 

eine zum Stichtag wirksam vereinbarte Miete nicht übersteigen werden darf (§ 3 Abs. 1 S. 1 Mieten-

WoG Bln.). Ausnahmen waren in engen Grenzen vorgesehen (§ 3 Abs. 3 MietenWoG), eine Erhöhung 

im Rahmen der Inflationsrate, jedoch nicht oberhalb der Mietobergrenzen (§ 3 Abs. 4 MietenWoG) 

ebenfalls. Mietobergrenzen haben vor allem Bedeutung für die Wiedervermietung (ein*e Mieter*in 

raus, ein*e andere*r Mieter*in rein) oder wenn der Wohnraum erstmalig als Wohnraum genutzt 

wird (Arztpraxis raus, WG rein). In bestehenden Mietverhältnissen gilt ja der Mietenstopp. In Berlin 

wurde zunächst geregelt, dass in diesen Fällen die Mietobergrenzen nicht überschritten werden dür-

fen (§ 4) und im § 6 ebensolche in Abhängigkeit von Wohnfläche und erstmalige Bezugsfertigkeit 

festgelegt (§ 6 Abs. 1 MietenWoG), die nach zwei Jahren angepasst werden sollten (§ 6 Abs. 5 Mie-

tenWoG) und bei denen es bei moderner Ausstattung eine Aufschlagsmöglichkeit (§6 Abs. 3 Mieten-

WoG) ebenso gab wie bei Modernisierung (§ 7).  Dabei war die „Umlage“ für Modernisierung vor al-

lem auf energetische Modernisierung bezogen und betrug maximal 1 EUR/Quadratmeter. Die Absen-

kung überhöhter Mieten, wurde in Berlin über die Verbotsnorm des § 5 geregelt. Danach waren Mie-

ten, welche die Mietobergrenzen um 20% überstiegen, verboten. Bis auf diesen Betrag konnte die 

Miete dann abgesenkt werden.  

Die Studie schlägt nunmehr eine Einteilung in drei „Gebiete“ vor (vgl. S. 56 ff.). Es gibt den ausgegli-

chenen Wohnungsmarkt (AUW), den angespannten Wohnungsmarkt (ANW) und Städte mit Woh-

nungsnotlage (WN).  Schon daraus ergibt sich, dass ein bundesweiter Mietendeckel nicht möglich ist, 
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denn verfassungsrechtlich sind für die genannten drei Gebiete rechtlich keine gleichen Regelungen 

möglich, sondern nur unterschiedliche Regelungen. Das sieht selbst die Studie so, denn es heißt: 

„Deswegen ist es durchaus sinnvoll, zwar eine bundesrechtliche Regelung zu schaffen, aber den Län-

dern – im Rahmen ihrer Kompetenz – die Verantwortung zu übertragen, diese Regelungen lokal einzu-

setzen.“ Gleich soll in allen drei Gebieten sein, dass die Durchschnittsmiete die Referenzmiete sein 

soll. Auch das ist sinnvoll.  

Bei den Kappungsgrenzen für Mieterhöhungen in bestehenden Mietverhältnissen, der Wiederver-

mietungsmiete und der höchstzulässigen Miete gibt es dann aber Unterschiede. Für den ausgegliche-

nen Wohnungsmarkt (AUW) soll die Miete innerhalb von drei Jahren maximal um 20% erhöht wer-

den dürfen, es gibt keine Regelung zur Wiedervermietungsmiete und die höchstzulässige Miete darf 

20% über der Referenzmiete liegen. Das ist weder ein Mietenstopp, noch eine Regelung für Mie-

tobergrenzen oder gar eine Absenkungsoption. In AUW-Gebieten ist gar kein Element des Mietende-

ckels vorhanden. Im Bereich des angespannten Wohnungsmarktes (ANW) gibt es eine Kappungs-

grenze für Mieterhöhungen in Form einer Inflationsrate von maximal 15%, die Wiedervermietungs-

miete darf bis zu 10% über der Referenzmiete liegen und die höchstzulässige Miete maximal 20% 

über dieser Referenzmiete. Im Kern wird im ANW-Gebiet die Mietpreisbremse übernommen, auch 

wenn bei gutem Willen die Kappungsgrenze als Mietenstopp ausgelegt werden kann und der Wieder-

vermietungsmiete als Mietobergrenze. In Städten mit Wohnungsnotlage (WN) gibt es keine Erhö-

hung der Miete, also auch keine Kappungsgrenze, die Wiedervermietungsmiete darf nur die Refe-

renzmiete sein, die höchstzulässige Miete liegt bei 20% über der leistbaren Miete. Diese soll durch 

am Einkommen der jeweiligen Bevölkerung orientierte Mietobergrenzen bestimmt werden.  Hier 

handelt es sich, bis auf die Absenkungsoption um einen Mietendeckel, auch wenn die Referenzmiete 

als Obergrenze für Wiedervermietung im Einzelfall wohl eine Mietsteigerung erlauben könnte. Die 

Absenkungsoption soll –soweit das richtig verstanden wurde- über einen veränderten § 5 WiStraG 

möglich sein.  

 

2. Empirische Untersuchung  

Die Empirie der Studie bezieht sich auf Städte. Mehr noch Großstädte mit mehr als 100.000 Einwoh-

nenden. Dort mussten die Mietendenhaushalte im Mittel in 2018 etwa 29,5% ihres Nettoeinkom-

mens für die Bruttowarmmiete aufbringen. Bei Betrachtung der Gesamtheit der Großstädte lag bei 

fast jedem zweiten Haushalt der Anteil der Mietkostenbelastung über der Leistbarkeitsgrenze bei 

48.5% (S. 8).  

Die Lage in den Großstädten ist dramatisch. Gar keine Frage. Dies liegt aber unter anderem auch da-

ran, dass die Zweckentfremdungsgesetzgebung –wo vorhanden- nicht konsequent umgesetzt wird, 

die Umwidmung von Büroräumen in Wohnräume –wenn überhaupt- viel zu langsam vorangeht und 

so gut wie Niemand den Flächenverbrauch und Möglichkeiten der gerechten Verteilung desselben 

thematisiert.  

Das Problem der Empirie liegt in dem Aspekt, dass sie sich ausdrücklich nur auf Großstädte und damit 

nur ein Teil der Mietendenhaushalte bezieht. Zwar lebten 2023 fast 78% der Bevölkerung in Städten, 
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allerdings gab es nur 83 Großstädte, also Städte mit mehr als 100.000 Einwohnenden. Unter Städte 

fallen aber auch Mittelstädte (mindestens 20.000 Einwohnende) und Kleinstädte (5.000-20.000 Ein-

wohnende). Hinzu kommt, dass durch eine solche Auswahl die spezifische ostdeutsche Situation auf 

dem Mietenmarkt nicht abgebildet wird (es gibt im Westen mehr Großstädte als im Osten).  

Nicht über die Studie, sondern über das Statistische Bundesamt ist erkennbar, dass die durchschnitt-

liche Mietbelastung im Jahr 2019 in Großstädten bei 29%, in Mittelstädten bei 27,7% und in Klein-

städten und Landgemeinden bei 26% liegt. Das Statistische Bundesamt verweist darauf, dass insge-

samt 16% aller Haushalte die zur Miete wohnen, eine Mietbelastung von mehr als 40% hatten. Einfa-

milienhäuser machen mit 67% den größten Anteil an den 19,6 Millionen Wohngebäuden aus. Es gab 

Ende 2023 42,2 Millionen Wohnungen. Die durchschnittliche Wohnfläche je Einwohner*in steig von 

34,9 Quadratmeter im Jahr 1991 auf 47,5 Quadratmeter im Jahr 2023. Nach Aussage des Mieterbun-

des wohnt die Hälfte der Bevölkerung (50,5%) zur Miete, was rund 42 Mio. Personen sind.  

Die empirische Untersuchung der Studie bezieht sich nur auf einen Teil der Miethaushalte und nur 

auf eine Minderheit in der Bevölkerung. Die Studie selbst spricht von einem geringen Effekt bei aus-

geglichenem Wohnungsmarkt und leichten Effekten bei einem angespannten Wohnungsmarkt bezo-

gen auf die Umstellung auf die Referenzmiete und Kappung der Mieterhöhungen (S. 100).  

Von der desaströsen Lage für Mieter*innen in Großstädten sind vor allem die dort als Mieterinnen 

und Mieter wohnenden Menschen betroffen. Ein solcher Befund spricht nicht gegen Ideen zur Miet-

preisregulierung, im Gegenteil. Gerade weil Wohnen ein so zentraler Punkt ist, muss eine Mietenre-

gulierung her. Dies ist dann aber nicht eine Regelung für die „Mehrheit der Menschen“ oder die 

„Mehrheit der Mietenden“. Das muss es auch nicht, denn der Schutz von Minderheiten ist genauso 

wertvoll.  

Ausgehend von der These, dass ein tatsächlicher Mietendeckel (vgl. 1.) lediglich in Gebieten mit 

Wohnungsnotlage (WN) möglich ist, müsste kommuniziert werden, dass die Regelungen der Studie 

lediglich 11 Städte betreffen würde (S. 64). Auf Seite 101 ist im Übrigen von neun betroffenen Städ-

ten die Rede. Die Studie selbst sagt: „Gleichzeitig sind die Wohnungsmärkte in Deutschland unter-

schiedlich. Während gerade im ländlichen Raum zum Teil ein Überangebot von Wohnungen zur Ver-

fügung steht, ist das in vielen Städten und Ballungsräumen anders (S. 55 f.).  

Was eine politische notwendig wäre, wäre auch ein Angebot für den ländlichen Raum.  

 

3. Rechtliches  

Die Studie selbst kommt zu dem Ergebnis, dass es sinnvoll ist, eine bundesrechtliche Regelung zu 

schaffen, aber den Ländern –im Rahmen ihrer Kompetenz- die Verantwortung zu übertragen, diese 

Regelungen lokal einzusetzen (S. 55). Das ist zutreffend. 

Richtigerweise wird darauf hingewiesen, dass eine Mietpreisregulierung Artikel 14 Grundgesetz zu 

beachten hat, die Regelungen also verhältnismäßig sein müssen (S. 57). Nicht alles was politisch wün-

schenswert ist, ist rechtlich machbar.  
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Sinnvoll ist es Wohnungsnotgebiete zu bestimmen. Auch scheinen die Kriterien (S.59 ff.), von denen 

mindestens zwei erfüllt sein müssen, sachgemäß. Zu beachten ist aber, dass zum Beispiel die über die 

Mikrozensus-Erhebungen erhobenen Bestandsmieten als Referenz für die überdurchschnittliche Stei-

gerung der Bestands- und Angebotsmieten wohl nur von Großstädten ausgewertet werden können. 

Wenn dies über Mietenkataster besser gelingen könnte, wäre es sinnvoll genau diese Forderung mit 

konkreter Umsetzungsperspektive zu erheben. Gleiches dürfte für das zweite Kriterium der über-

durchschnittlichen Differenz zwischen Bestands- und Angebotsmieten zutreffen. Die Bestimmung der 

Leistbarkeitsgrenze ist ein interessanter Ansatz, die Bezugnahme auf mittleres Haushaltseinkommen 

und mittlerem Wohnflächenverbrauch (S. 73) führt wohl aber dazu, dass die Mietkostenbelastung 

bei Einpersonenhaushalten bei 32% liegt (S. 74). Sinnvoll scheint ebenfalls, auf die echte Durch-

schnittsmiete vergleichbarer Wohnungen als Referenzmiete abzustellen (S. 77).  

Der Vorteil dieses in der Studie gewählten Systems liegt darin, dass objektive Kriterien normiert wer-

den, die im BGB regeln könnten, wann welche Wohnungsmarkt-Lage gegeben ist und an diese im 

BGB „Handlungspflichten“ knüpfen könnte. Dies würde bedeuten, dass den Ländern/Kommunen kein 

Ermessen zusteht, sondern eine „Handlungspflicht“ ausgelöst wird. Doch dieser Weg wird dann nicht 

in der Studie nicht beschritten. Nicht einmal in WN-Gebieten. Im Hinblick auf Mietenstopp und Miet-

erhöhung wird vorgeschlagen, dass die Länder ermächtigt werden, die „Kappungsgrenze entspre-

chend dem Grad der Unterversorgung der Bevölkerung mit Wohnraum zu angemessenen Bedingun-

gen abzusenken und für den Fall, dass der Wohnungsmarkt überhaupt nicht mehr funktioniert, zeit-

weilig auf Null zu reduzieren und damit einzufrieren.“ (S. 79). Problematisch ist zudem, dass durch 

den Verweis auf die Landesregierungen eine Interpretation möglich ist, dass für den „Grad der Ver-

sorgung der Bevölkerung mit Wohnraum“ auf den Grad im Bundesland abgestellt werden soll. Allein 

bei WN-Gebieten wird von einer Ermächtigung für die Kommunen gesprochen. Hier wäre eine präzi-

sere Formulierung einer Handlungspflicht für die Länder und dann weitergeleitet für die Kommunen 

sinnvoller.  

Rechtlich zutreffend ist, dass die „leistbare Miete“ nur in Wohnungsnotgebieten als Limitierung der 

Miete genutzt werden kann (S. 78). Insbesondere die Ausführungen zur Angemessenheit der Rege-

lungen in WN-Gebieten sind überzeugend (S. 117).  

Ganz und gar nicht überzeugend sind die Ausführungen, warum im BGB eine Länderöffnungsklausel 

nicht möglich sein soll (S. 127 ff.). Dazu wird die Entscheidung des BVerfG zum Mietendeckel in Rn. 

107 zitiert, wonach mit den §§ 556 – 560 BGB der Bundesgesetzgeber von der konkurrierenden Zu-

ständigkeit für das Mietpreisrecht als Teil des bürgerlichen Rechts abschließend Gebrauch gemacht 

habe und kein Raum für die landesrechtlichen Normen bestehe. Weiter wird mit dem BVerfG argu-

mentiert, welches ausgeführt habe, wenn der Bund einen Gegenstand abschließend geregelt habe, 

trete die Sperrwirkung des Art. 72 Abs. 1 GG für die Länder in diesem Sachbereich unabhängig davon 

ein, ob diese den bundesrechtlichen Bestimmungen widerstreitet, sie ergänzt oder lediglich (deklara-

torisch) wiederholt. Daraus wird in der Studie geschlussfolgert, dies gelte auch für Ermächtigungen. 

Das ist aber nach hier vertretener Auffassung ein Zirkelschluss, zumal das Konzept der Studie selbst 

nur „Ermächtigungen“ und keine „Handlungspflichten“ vorschreibt. Der Art. 72 Abs. 1 GG legt gerade 



fest, dass die Länder die Befugnisse zur Gesetzgebung haben, „soweit“ der Bund von seiner Gesetz-

gebungszuständigkeit nicht Gebrauch gemacht hat. Der Bund kann, was sich aus dem „soweit“ ergibt, 

von seiner Gesetzgebungszuständigkeit auch wieder etwas an die Länder zurückgeben. So wie er das 

mit § 556d Abs. 2 BGB (Gebiete mit angespanntem Wohnungsmarkt) gemacht hat. Nach der Logik 

der Studie wäre auch diese Regelung ein Verstoß gegen das Grundgesetz und würde eine ähnliche 

Regelung für WN-Gebiete sperren. Das sehe ich komplett anders. Wenn eine Regelung für ANW-Ge-

biete -wie bereits vorhanden- möglich ist, dann auch eine für WN-Gebiete.  

 

4. Der ökologische Aspekt  

Der ökologische Aspekt fehlt komplett. Es ist an der Zeit, dass bevor nach Neubau als Lösung gerufen 

wird, neben Regulierung der Mieten auch auf weitere Optionen der Wohnraumschaffung geschaut 

wird. Dazu zählen die konsequente Umsetzung von Zweckentfremdungsverbotsgesetzen, Umwid-

mung von Büroräumen in Wohnräume und Regelungen zum Flächenverbrauch sowie gerechter Flä-

chenverbrauchsverteilung.  

Die Studie spricht das Problem des Flächenverbrauchs an (S. 72), allerdings weniger unter dem As-

pekt, dass bei anderem Flächenverbrauch pro Person möglicherweise nicht in dem Umfang neue Flä-

chen für Wohnungsbau versiegelt werden müssten. Sie geht auch nicht auf Möglichkeiten ein, wie 

Flächenverbrauchreduzierung „prämiert“ werden könnte. Die derzeitige Lage führt mindestens in 

ANW-Gebieten und WN-Gebieten dazu, dass bei erstrebter individueller Flächenreduzierung keine 

Entlastung bei der Mietzahlung folgt, im Gegenteil. Häufig wird bei weniger Fläche mehr Miete fällig. 

Das ist ökologisch nicht vertretbar und deshalb muss auch aus diesem Grund eine Mietregulierung 

stattfinden. Möglicherweise hätte dies bei der Bestimmung der Leistbarkeitsgrenzen (S. 73) berück-

sichtigt werden können.  

Der Vorschlag, die Modernisierungsumlage abzuschaffen und die Aufforderung an den Staat notwen-

dige Modernisierungen zu subventionieren (S. 56) überzeugt nicht. Der Staat würde hier ja eine 

Wertsteigerung der Immobilie subventionieren. Hier bliebe die Frage, ob ordnungsrechtliche Vorga-

ben an Vermieter*innen nicht angemessener wären und eine Subventionierung nur in Härtefällen in 

Betracht kommt.  

Im Hinblick auf den Klimawandel und Klimawandelfolgen scheint es auch nicht zielführend, von der 

Mietpreisbremse pauschal den Neubau auszunehmen (S. 83). Hier wäre unter den genannten Aspek-

ten eine rechtssichere Lösung zu suchen, die Ausnahmen von der Mietpreisbremse vorsieht, wenn 

bestimmte Kriterien erfüllt sind (beispielsweise: Neubau auf bereits versiegelter Fläche, Beachtung 

des CO2-Verbrauchs beim Bau, Energieeffizienz).  


